
Das mediale Sommerloch muss 
gefüllt werden. Kaum aus 
dem Urlaub zurück, stürzte 

sich Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) am Freitag in den Bundestags-
wahlkampf. Doch mit welchen Themen, 
wenn sich die Regierungschefin und 
ihre Partei ausschließlich mit nichtssa-
genden Floskeln zur Schau stellen? Die 
zündende Idee: DDR geht immer. Gre-
gor Gysi (Die Linke) hatte ja in dieser 
Woche auch ins Schwarze getroffen und 
mit seiner Aufforderung, sich wie einst 
im Osten am Badestrand nackig zu ma-
chen, die Titelseite der Bild erobert. Mit 
Hemd und Hose posierte er für eine Fo-
tostrecke in der Dienstagausgabe neben 
FKK-Fans am Müggelsee.

Eine Neuauflage der plumpen Ro-
te-Socken-Kampagne von Mitte der 
90er Jahre sollte es für Merkel aber 
dann doch nicht werden. Kurz vor dem 
Jahrestag des Mauerbaus am 13. August 
zog es sie ins Mekka des Antikommu-

nismus, das ehemalige Gefängnis des 
Ministeriums für Staatssicherheit in 
Berlin-Hohenschönhausen. Hier wird 
gerade für knapp neun Millionen Eu-
ro, bezahlt von Bund und Land Berlin, 
die Fassade aufgefrischt. Und noch ein 
weiterer Anlass ließ sich aus dem Hut 
zaubern, die »Arbeit gegen Linksradi-
kalismus« für die sie die Gedenkstätte 
ausdrücklich lobte. »Denn das sind Er-
scheinungsformen von heute, die wir 
nicht negieren können, sondern um 
deren Bekämpfung wir uns kümmern 
müssen. Dieser Ort ist besser als andere 
geeignet, dass wir dies auch authentisch 
tun können«, postulierte sie nach dem 
Besuch des früheren Knastes. Hohen-
schönhausen-Chef Hubertus Knabe, 
der sein Horrorkabinett gegenüber der 
Berliner Zeitung im Jahr 2000 schon 
mal als »Dachau des Kommunismus« 
bezeichnet hatte, stand beseelt daneben.

Der Frau, die in der DDR Karriere 
in der Wissenschaft gemacht hatte, be-

reitete Knabe den ganz großen Bahn-
hof. Dutzende Journalisten wurden zu-
nächst in den Innenhof des ehemaligen 
Gefängnisses geleitet und warteten dort 
auf die Kanzlerin. Wie von Geisterhand 
schlossen sich zwei riesige Eingangsto-
re. Ganz um Authentizität bemüht dann 
der Auftritt Merkels: Flankiert von Kna-
be, der Kulturstaatsministerin Monika 
Grütters (CDU) und Berlins Kulturse-
nator Klaus Lederer (Die Linke) wurde 
sie »eingeschleust«. Lederer, dem so 
viel Schützenhilfe im CDU-Wahlkampf 
wohl etwas unheimlich wurde, setzte 
sich noch vor dem einstündigen Rund-
gang durch die früheren Knastgebäude 
schnell wieder aus der Besuchergruppe 
ab. Seine Partei, stets bemüht darum, 
sich von den Grenzsicherungsmaßnah-
men der DDR von 1961 zu distanzie-
ren, plakatierte am selben Tag einen 
Spruch zum Mauerbau-Jahrestag am 
Karl-Liebknecht-Haus in Berlin-Mitte: 
»Schon eine Mauer war zuviel«, prangt 

da in riesigen Lettern seit Freitag neben 
einem weiteren Riesenposter, das auf 
das »Wahlquartier Die Linke« hinweist. 
Der Kultursenator wird noch einmal am 
Sonntag zum Zuge kommen und mit 
Grütters bei der offiziellen Gedenkver-
anstaltung nach einer Andacht in der 
»Kapelle der Versöhnung« am Mauer-
museum in der Bernauer Straße einen 
Kranz niederlegen.

Selbiges tat Merkel am Freitag in 
Hohenschönhausen, besser gesagt 
zupfte sie Schleifchen eines Blumen-
gebindes an einem Stein für die »Op-
fer kommunistischer Gewaltherrschaft 
1945–1989« zurecht. Bewegt zeigte sich 
Merkel noch von einem »Schlüssel aus 
Bautzen«, der ihr übergeben wurde und 
den sie nun im Kanzleramt aufhängen 
wolle. Das »Unrecht in der DDR« dürfe 
nicht in Vergessenheit geraten, sagte 
sie, bevor sie wieder in ihre Limousine 
stieg.
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Überfahren und verhöhnt
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USA provozieren im  
Südchinesischen Meer
Beijing. China hat scharf gegen das 
Manöver eines US-Kriegsschiffes 
im Südchinesischen Meer protes-
tiert. Der Zerstörer »USS John S. 
McCain« sei illegal in das Seegebiet 
um ein Riff der Spratly-Inseln einge-
drungen, kritisierte der Sprecher des 
Außenministeriums, Geng Shuang, 
am Freitag in Beijing. »Ein solches 
Vorgehen untergräbt ernsthaft Chi-
nas Souveränität und Sicherheit.« 
Geng kündigte an, dass Beijing offi-
ziell Protest in Washington einlegen 
werde.

Mit der Durchquerung der 
Zwölfmeilenzone um die von 
China beanspruchten, künstlich 
aufgeschütteten Atolle wollten die 
USA am Donnerstag nach eigenem 
Bekunden für die »Freiheit der 
Schiffahrt« eintreten. Es war das 
dritte Manöver dieser Art seit dem 
Amtsantritt von US-Präsident Do-
nald Trump im Januar.  (AFP/dpa/jW)

Merkel hält Angriffskrieg 
für »nicht geboten«
Berlin. Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) hat vor einer Verschär-
fung des Korea-Konfliktes gewarnt 
und zugleich deutlich gemacht, dass 
die BRD sich nur nichtmilitärisch 
engagieren werde. Auch rief sie 
zur verbalen Mäßigung auf: »Die 
Eskalation der Sprache (wird) nicht 
zu einer Lösung des Konflikts 
beitragen«, sagte Merkel am Frei-
tag in Berlin zum Thema der von 
US-Präsident Donald Trump aus-
gesprochenen Atomkriegsdrohung 
und der Ankündigung möglicher Ra-
ketenabschüsse durch DVRK-Chef 
Kim Yong Un. Wichtig sei jetzt 
eine internationale Abstimmung, 
besonders zwischen den USA und 
China. »Deutschland wird hier bei 
den Lösungsmöglichkeiten, die wir 
sehen – nichtmilitärischer Art –, sehr 
intensiv mit dabeisein«, frohlockte 
Merkel. Einen militärischen Angriff 
auf Nordkorea, ob nuklear oder 
konventionell, »nicht für geboten«. 
 (Reuters/dpa/AFP/jW)
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Der »Linksradikalismus« müsse »bekämpft« werden, sagte Kanzlerin Angela Merkel (CDU) am Freitag in Berlin-Hohenschönhausen
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Eigen-Sinn
Der beschleunigte Kapitalismus 

erzeugt das Bedürfnis nach 
Identität. Von Götz Eisenberg

Ausnahmezustand
Krise an allen Fronten, Krieg gegen 

die Armen: Das politische und 
 soziale Desaster in Brasilien

Kirchenasyl
Bayerns Justiz geht gegen Christen vor, 

weil diese Geflüchteten Unter-
schlupf und Schutz gewähren

Hungerstreik
Türkische Gefangene leiden: Semih 

Özakca und Nuriye Gülmen  
in schlecher Verfassung 2 3 4 12
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Merkel im Mekka des 
Antikommunismus: Ehemaliger 
Stasiknast wird vor dem 
Mauerbau-Jahrestag zur 
Wahlkampfarena. Von Michael Merz

Autofahrer sollen ägyptische Studentin in Cottbus ermordet haben. Beamte ignorierten Hinweise

Die 22jährige Shaden M., Aus-
tauschstudentin aus Ägyp-
ten, schlendert mit ihren 

Kommilitonen von der Technischen 
Universität durch die Innenstadt von 
Cottbus. Es ist ein Samstag abend, 
der 31. März des Jahres. Auf einer ein-
spurigen Tempo-30-Straße zwischen 
Trambahnhof und Fußgängerzone 
am Berliner Platz wird sie von einem 
Auto voll erfasst. Sie wird dabei so 
schwer verletzt, dass es keine Hoff-
nung auf Genesung gibt, sie ist tot. 
Nach drei Tagen stellen die Ärzte der 
Intensivstation die Apparate ab.

Zunächst gingen Polizei und Regio-
nalmedien von einem »tragischen Un-
fall mit Todesfolge« aus. Erst nachdem 
eine beherzte linksextreme Schülerin 
ein Flugblatt verteilte, das begründe-
ten Zweifel an der einhelligen Meinung 
aufkommen ließ, wurden Ermittlungen 
eingeleitet.

Ein Bericht des RBB vom Freitag er-
härtet nun den Mordverdacht: Der Wa-
gen habe vor dem Aufprall auf Shaden 
M. Augenzeugen zufolge derart stark 
beschleunigt, dass nur Vorsätzlichkeit 
in Frage komme. Die Geschwindigkeit 
des Wagens habe weit oberhalb der 

erlaubten 30 Kilometer pro Stunde ge-
legen, der Wagen sei nach dem Unfall 
weitergefahren. Die Insassen hätten 
später das Opfer rassistisch verhöhnt.

Laut dem Bericht beschreibt Momen 
Nabil, Studienkollege der Ägypterin, 
den Tathergang so: »Wir hörten plötz-
lich hinter uns ein Auto beschleunigen. 
Es beschleunigte immer mehr. Shaden 
ging uns voraus. Der Wagen traf sie 
heftig. Sie landete auf dem Bürgersteig 
bei der Straßenbahnhaltestelle, und 
der Fahrer fuhr einfach weiter, ohne 
seine Geschwindigkeit zu verringern.« 
Wie ein unbeteiligter Zeuge noch am 

Abend des 31. März bestätigte, sollen 
die Insassen des Wagens zu Fuß an den 
Unfallort zurückgekommen sein – und 
dort lauthals und lachend geäußert ha-
ben: »Verpisst euch doch einfach wie-
der in euer Land, dann werdet ihr nicht 
angefahren – scheiß Asylanten.« Die 
Polizei habe das bewusst ignoriert.

Die Staatsanwaltschaft will ein Gut-
achten in Auftrag gegeben haben. Erst 
nach dessen Eintreffen könne geprüft 
werden, ob Anklage erhoben wird. Die 
ägyptische Heimatuniversität hat die 
Austauschstudenten indes längst zu-
rückgeholt.  (jW)
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Frieden sichern
Gespräch mit Herbert Graf. Über Kontakte 
zwischen Moskau und Washington, um 
einen Krieg zu vermeiden, und über Walter 
Ulbricht, der dafür an den Pranger kam. 
Außerdem: Schwarzer Kanal zur FAZ, die 
sich den Folgen des Anschlusses der DDR 
widmet. Reportage aus der Westbank 

S
ie waren bereits seit eini-
gen Jahren Mitarbeiter 
Walter Ulbrichts, Vorsit-
zender des Staatsrats der 
DDR, als am 13. August 

1961 die Staatsgrenze zur Bundes-
republik und die zu Westberlin ge-
schlossen wurden ... 

Jetzt fragen Sie mich bestimmt gleich zur 
Pressekonferenz am 15. Juni, auf der Ul-
bricht erklärt hatte, dass niemand die Ab-
sicht habe, eine Mauer zu errichten, und 
zwei Monate später geschah das Gegenteil, 
weshalb seither Ulbricht als Lügner darge-
stellt wird. Diese acht Worte standen am 
Beginn eines Vorschlags, der jedoch fast 
immer abgeschnitten wird.

Nein, das frage ich nicht, weil in-
zwischen jeder halbwegs gebildete 
Mensch weiß, dass Ulbricht Mitte 
Juni nicht wissen konnte, ob und 
wie sich die beiden Großmächte Wo-
chen später verständigen würden. 
Nicht er war der Herr des Gesche-
hens. Wer aber war es dann? Nikita 
 Chruschtschow allein?

Nein. Es war – weil das Wort neuerdings 
so populär ist  – ein Deal zwischen US-
Präsident Kennedy und dem sowjetischen 
Ministerpräsidenten Chruschtschow (von 
1958–64, von 1953–64 Vorsitzender der 
KPdSU, jW). Die beiden hatten sich be-
kanntlich Anfang Juni 1961 in Wien ge-
troffen. Danach kam ein dritter Mann ins 
Spiel: John J. McCloy, der im Auftrag des 
Weißen Hauses in Moskau wochenlang 
verhandelte und dann mit Chruschtschow 
in dessen Urlaubsort Gagra in Georgien 
die Lösung des Weltkonflikts vereinbarte.

McCloy war einst Hochkommissar 
in der BRD. In den einschlägigen 
biographischen Darstellungen fin-
det sich kein Wort über seine Ge-
heimverhandlungen im Juli 1961 in 
der Sowjetunion. Es gibt allenfalls 
Hinweise auf ein »McCloy-Sorin-
Abkommen«. 

Ja, das ist das Papier, das er anschließend 
mit dem sowjetischen UN-Botschafter 
Sorin ausgearbeitet hatte und welches 
Kennedy am 25. September 1961 in die 
UN-Vollversammlung einbrachte. Es war 
die Roadmap für alle künftigen Verhand-

lungen und internationalen Verträge über 
atomare sowie allgemeine und umfassen-
de Abrüstung unter wirksamer internati-
onaler Kontrolle. Ein Schlüsseldokument 
für die nachfolgende Entspannungspolitik 
und die Bemühungen um friedliche Ko-
existenz.

Mit dem 13. August und dem Mau-
erbau hatte das aber kaum etwas zu 
tun.

Mittelbar durchaus. In Wien war deutlich 
geworden, wie groß die reale Gefahr ei-
nes Nuklearkrieges zwischen den beiden 
Großmächten ist. Es gab ein Vier-Augen-
Gespräch zwischen Kennedy und Chru-
schtschow, das lediglich zehn Minuten 
dauerte. Eine authentische Quelle zitierte 
die Schlussbemerkung des Parteichefs aus 
Moskau: »Ich will Frieden, doch wenn 
Sie Krieg wollen, dann ist das Ihr Prob-

lem. Die Entscheidung über den Vertrag 
ist unwiderruflich.« Mit »Vertrag« war die 
seit Jahren gestellte Forderung der Sowjet-
union gemeint, dass die vier Siegermäch-
te USA, Großbritannien, Frankreich und 
Sowjetunion mit den beiden deutschen 
Staaten einen normalen Friedensvertrag 
schließen sollten. In Potsdam waren 1945 

»Wir wollten einen 
Friedensvertrag und 
bekamen die Mauer«
Gespräch mit Herbert Graf  Über Kontakte zwischen Moskau und 
Washington, um einen Krieg zu vermeiden, und über Walter Ulbricht, 
der dafür an den Pranger kam

Sowjetische Bemü-
hungen um friedliche 
Koexistenz: Der Vor-
sitzende des Minister-
rats der UdSSR, Nikita 
 Chruschtschow (links), 
und US-Präsident  
John F. Kennedy am  
3. Juni 1961 in Wien

n  Drucksachen

Ende Juli 1917 nahm Lenin zur neuen Lage 
nach dem Sieg der Konterrevolution in 
 Petrograd Stellung (Teil 3 und Schluss) 

n  Schwarzer Kanal 

Die FAZ wendet sich den enteigneten und 
entrechteten DDR-Bürgern zu. Reichlich 
Lernstoff für Die Linke. Von Arnold Schölzel

n  Reportage 

In der Westbank kämpfen Aktivisten gegen 
die Hoffnungslosigkeit an – und für die 
Rechte der palästinensischen Bewohner

n  XYZ 

Poseidons Rache. Eine Reportage von der 
»Full Metal Cruise«, einem Musikfestival 
auf dem offenen Meer. Von Frank Schäfer
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n Fortsetzung auf Seite zwei

Prof. Dr. Herbert Graf, 
geboren 1930 in Egeln bei Magde-

burg, Ökonomiestudium in Berlin-

Karlshorst, 1967 juristische Promotion 

an der Martin-Luther-Universität 

Halle. Fast zwei Jahrzehnte Mitarbei-

ter Walter Ulbrichts. Nach Lehr- und 

Forschungsarbeit in Afrika, Asien und 

Lateinamerika Lehrstuhlleiter an der 

Akademie für Staat und Recht in Pots-

dam-Babelsberg.
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